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«Mich treibt an, was meine
Kunden bewegt.»
Lydia Lum, LGT Mitarbeiterin seit 2015
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Adrian Schmid

Das Panzerbataillon ist ebenso auf
Facebook zu finden wie die Ge-
birgsinfanteristen, die Fliegerab-
wehr und die Militärmusik. Man
hat schon fast den Eindruck, jedes
Trüppchen hat eine eigene Face-
book-Seite. In der Tat zeigt sich
nun: Von der Armee werden gleich
246 Social-Media-Kanäle betrie-
ben. Dies geht aus einem Bericht
der internen Revision des Vertei-
digungsdepartements VBS hervor.

Alleine bei Facebook ist die Ar-
mee mit 137 Seiten präsent, bei In-
stagram sind es 74, beiYoutube 20
und bei Twitter 13. Selbst der in-
ternen Revision geht das zu weit.
Sie fragt sich, ob der Betrieb von
rund 250 Kanälen sinnvoll sei.
«Aus unserer Sicht sollte die inhalt-

liche Qualität stärker gewichtet
werden als die Quantität an betrie-
benen Kanälen», heisst es im Be-
richt. Einige Seiten würden ohne-
hin eine «sehr tiefe Besuchsfre-
quenz» aufweisen.

Tiktok wird
«nur sporadisch» genutzt

Erstaunt zeigen sich die Revisoren
zudem darüber, dass die Armee
vor allem auf Facebook und Instag-
ram setzt – und Tiktok vernachläs-
sigt. Diese Plattform werde «nur
sporadisch» eingesetzt, obwohl sie
bei Jungen zwischen 12 und 20
Jahre eine «sehr hohe Reichweite»
habe, schreiben die Autoren des
Berichts. «Wir hätten erwartet, dass
Tiktok, gerade wenn das Anspre-
chen von Jugendlichen im Vorder-
grund steht, eine wichtige Rolle

spielt.» Denn die Armee hat be-
kanntlich ein Personalproblem, ge-
gen Ende des Jahrzehnts drohen
erhebliche Unterbestände.

Hinzu kommt ein regelrechter
Wildwuchs. «Die dezentrale Be-
wirtschaftung der Kanäle bringt
heute eine hohe Individualität bei

der Informationsgestaltung mit
sich», hält die interne Revision fest.
Damit werde zwar ein wichtiger
Beitrag zur regionalen Verankerung
der Armee geleistet. «Jedoch er-
schwert die dezentrale Bewirtschaf-
tung der Kanäle die einheitliche In-
formations- und Imagevermittlung
aus Sicht der Gesamtarmee.»

Armeechef hat befohlen,
auf Facebook zu setzen

Allerdings: Der Fokus auf Face-
book und die vielen Kanäle sind
gewollt. Im März 2020 gab der
Chef der Armee, Thomas Süssli,
einen Kommunikationsbefehl he-
raus. Demnach müssen grosse Ver-
bände und Truppenkörper, die
über Kommunikationspersonal
verfügen, auf Facebook präsent
sein, wie dem Bericht der internen

Revision zu entnehmen ist. Zudem
gibt es bei der Armee schon länger
einen Leitfaden für die Kommuni-
kation in den sozialen Medien,
welcher ebenfalls auf Facebook
ausgerichtet ist.

Das müsste sich nun aber än-
dern. Die interne Revision emp-
fiehlt dem VBS nämlich, das be-
stehende Kommunikationskon-
zept zu überarbeiten. Daraus soll
die Armee dann für sich selbst eine
neue Social-Media-Strategie ab-
leiten. Darin ist zu definieren,
über welche Plattformen, mit wel-
chen Inhalten und an welches Pu-
blikum kommuniziert werden soll.
Die interne Revision schreibt: So-
cial Media sei sehr schnelllebig,
verwendete Plattformen und Ka-
näle könnten plötzlich an Rele-
vanz verlieren und andere Fahrt

aufnehmen. Dem müsse man
Rechnung tragen.

Die Verteidigungsministerin
schaltet sich ein

Zudem solle auch geklärt werden,
wie das Monitoring und die Be-
richterstattung zuhanden der Ar-
meeführung ablaufen sollen. Denn
das zeigt der Bericht auch: Der Be-
trieb von 250 Kanälen muss auch
irgendwie überwacht und ausge-
wertet werden – und das sei nur
mit «hohem personellem Ressour-
ceneinsatz zu bewerkstelligen».

Bundesrätin Viola Amherd hat
den Handlungsbedarf ebenfalls er-
kannt. Sie verlangt in einem Brief
an den Armeechef, dass die Emp-
fehlungen der internen Revision
bis Mitte des nächsten Jahres um-
gesetzt werden.

Armee betreibt 250 Social-Media-Kanäle
Die Jungen sind auf Tiktok unterwegs, doch das Militär setzt lieber auf Facebook. Nach einem Rüffel der internen Revision

verlangt Bundesrätin Viola Amherd nun, den Auftritt in den sozialen Medien anzupassen

«Aus unserer Sicht
sollte inhaltliche
Qualität stärker
gewichtet werden
als die Quantität»
Bericht der internen Revision
des Verteidigungsdepartements

Verblüffend: Auf dem Rasen beim
UNO-Gebäude in NewYork schei-
nen zwei riesige Kinder zu sitzen,
sie basteln Papier-Friedenstauben.
Die nur aus luftiger Höhe sichtba-
re Zeichnung in der Grösse von
zwei Fussballfeldern ist ein Ge-
schenk der Schweiz an die Verein-
ten Nationen zu dessen 75-jähri-
gem Bestehen. Bundesrat Ignazio
Cassis hat das Werk am Samstag-
vormittag zusammen mit UNO-
Generalsekretär António Guterres
vor Ort inauguriert.

Geschaffen wurde das Fresko
auf Gras von dem im jurassischen
Delémont lebenden Künstler Say-
pe, 32, einem Landart-Star, der mit
einer selbst entwickelten, biolo-
gisch abbaubaren Farbe aus Holz-
kohle, Kreide und Milcheiweiss po-
etische Botschaften für eine besse-
re Welt kreiert. «World in Progress
II» ist ein Teil eines Projekts, des-
sen erster Teil im Juni 2020 im
Garten des Palais des Nations in
Genf zu sehen war und die glei-
chen Kinder beim Entwerfen ihrer
idealen Welt zeigte. «Meine Kunst

ist vergänglich», sagt Saype, der
mit bürgerlichem Namen Guillau-
me Legros heisst und nahe der
Schweizer Grenze in Frankreich
geboren wurde, «sie sendet aber
Signale, die sich im Bewusstsein
der Menschen verankern».

Bundesrat Cassis und Bundes-
präsident Guy Parmelin werden
kommende Woche gemeinsam mit
anderen Staats- und Regierungs-
chefs an der 76. Generalversamm-
lung der Vereinten Nationen teil-
nehmen. Die 75-Jahr-Feier der
UNO fiel 2020 wegen der Pande-
mie beinahe aus. Dieses Jahr fin-
det unter Einhaltung strenger
Massnahmen die Generalversamm-
lung wieder im Hauptquartier in
New York statt. Fast alle Mitglied-
staaten sind mit hochrangigem Per-
sonal vertreten. Dass die Schweiz
jetzt so stark auf sich aufmerksam
macht, könnte auch noch einen an-
deren Grund haben: Sie bewirbt
sich für einen Sitz im Sicherheits-
rat – die Abstimmung darüber fin-
det 2022 in der UNO-Generalver-
sammlung statt. Ewa Hess

Schweiz schenkt der UNO
ein gigantisches Bild

Der Künstler Saypemalte vor demHauptsitz in NewYork
seine Vision einer besserenWelt auf den Rasen

Ein Bild der Hoffnung: Die zwei spielenden Kinder auf der Rasenfläche neben dem UNO-Hauptsitz Foto: Valentin Flauraud
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Marianne Binder
Nationalrätin Die Mitte/AG

«80 Prozent der Bundessteuern werden
von 10 Prozent der Steuerpflichtigen
bezahlt, während 50 Prozent 2 Prozent
beitragen. Noch mehr Umverteilung

gefährdet den sozialen Zusammenhalt.»
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Kapital gerecht besteuern»
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Simone Luchetta

Marianne Charaf weiss, was es
braucht, um sich als eingewander-
tes Kind Bildung zu erkämpfen.
Als 14-jähriges Mädchen kam sie
mit ihrer Familie aus Bolivien nach
Deutschland. Sie sprach kein Wort
Deutsch und wurde in der Schule
von den Lehrerinnen und Lehrern
als Talent übersehen und entmu-
tigt: «Das schaffst du nicht, hiess
es immer wieder», erzählt sie.

Heute spricht sie ein einwand-
freies Hochdeutsch, hat zwei Stu-
dienabschlüsse, einen Doktortitel
in Wirtschaftsinformatik und lei-
tet IT-Projekte in der Finanzbran-
che. Mit ihrem Mann und zwei
Töchtern hat sie vor sechs Jahren
in Zürich-Oerlikon eine neue Hei-
mat gefunden.

Als die erste Tochter in die Mit-
telstufe übertreten sollte, zog die
Familie im Quartier um. Dabei
durfte die neue Wohnung nicht zu
weit von der jetzigen Schule weg
liegen, damit das Mädchen nicht
an ein anderes Schulhaus wechseln
musste. «Das ist bei vielen Eltern
ein Thema», sagt Charaf.

Pilotversuche in Zürich
und Uster

Dass Kinder das nächstgelegene
Schulhaus besuchen, ist in der
Schweiz der Normalfall. Doch
schon bald könnte ein Computer-
programm die Knirpse zuteilen,
so, dass die Schulen sozial stärker
durchmischt sind. Dies verlangen
die Volksschulverordnung des
Kantons Zürich oder auch das
Schulreglement der Stadt Bern.
Entsprechende Tests laufen in den
beiden Zürcher Schulkreisen Uto
und Waidberg und in der Stadt Us-
ter. Das Ziel ist mehr Bildungsge-
rechtigkeit.

Denn wo ein Kind zur Schule
geht, beeinflusst sein späteres Le-
ben nachweislich. «Kids aus Schu-
len mit einem hohen Anteil an Kin-
dern aus bildungsfernen Familien
haben deutlich weniger Schuler-
folg, als wenn dieselben eine sozi-

al weniger belastete Schule besucht
hätten», sagt Oliver Dlabac vom
Zentrum für Demokratie Aarau
(ZDA), einem Forschungszentrum,
das zur Universität Zürich gehört.
Deshalb haben Schülerinnen aus
Quartieren wie Zürich-Schwamen-
dingen oder Bern-Bümpliz von
Anfang an schlechtere Karten.

Das ist ungerecht – und soll sich
ändern. Der Politikwissenschaft-
ler beschäftigt sich seit Jahren mit
dem Thema Bildungsgerechtigkeit
und hat im März für diverse
Schweizer Städte eine entsprechen-
de Studie vorgelegt. Mit seinem
Team entwickelte er einen hoch-
komplexen Algorithmus, der die
Durchmischung in den Schulen
verbessern soll.

«Noch wurde kein Kind gemäss
optimierten Einzugsgebieten ein-
geteilt», betont er. Das Tool habe

für die Tests diesen Sommer ledig-
lich eine hypothetische Zuteilung
vorgenommen: «Dabei ist es uns
gelungen, in den sozial am
schwersten belasteten Schulen mit
mehr als einem Drittel an benach-
teiligten Kindern, deren Anteil um
fünf bis zehn Prozent zu senken»,
sagt Dlabac.

Auch in anderen Städten
ist die Software ein Thema

Das ist laut den Wissenschaftlern
zentral. Die intelligente Zuteilung
konnte somit die Zahl der benach-
teiligten Kinder an belasteten
Schulen so verringern, dass dies
einen positiven Einfluss auf die
Schulleistung der ganzen Klasse
hat.

Noch diesen Herbst soll in den
Test-Schulkreisen entschieden wer-
den, ob die Software im Schuljahr

2022/23 zum Einsatz kommt. An-
dere Schulkreise warten laut Dla-
bac die Pilotversuche ab. Ur-
sprünglich wollte auch die Stadt
Bern mit dem ZDA einen Blind-
test starten, machte aber kurzfris-
tig einen Rückzieher. Im Kanton
Basel-Stadt wurde kürzlich ein Pos-
tulat im Grossen Rat eingereicht,
das vom Stadtrat eine Prüfung der
sozialen Durchmischung an den
Schulen verlangt, ebenso in Win-
terthur.

In Zürich üben Eltern indes be-
reits Kritik, noch bevor der Pilot-
versuch abgeschlossen ist. Sie be-
fürchten, das durchschnittliche
Leistungsniveau an den Schulen
könnte sinken. Einzelne Kinder
könnten von der Umteilung viel-
leicht profitieren: «Aber eine ge-
samtheitliche Massnahme, die die
Qualität insgesamt anhebt, wäre
sicher begrüssenswerter», sagt Ma-
rianne Charaf.

Eine andere Mutter spricht von
«Symptombekämpfung», sie hat
Dlabacs Zahlen zur Durchmi-
schung nachgerechnet: «Nur we-
nige Primarschulen werden durch
die optimierten Einzugsgebiete so-
zial weniger belastet, aber doppelt
so viele müssten für die Anglei-
chung mehr Kinder aus bildungs-
fernen Familien als vorher in Kauf
nehmen», sagt sie. Stattdessen sol-
le man gezielt in die Deutschför-
derung investieren.

Auch für das einstige Einwan-
dererkind Marianne Charaf ist
Lernerfolg wesentlich an Sprach-
kompetenz gekoppelt. Das Schwei-
zerdeutsche sei wichtig als kultu-
relles Gut, bringe aber für den
Schulerfolg nur bedingt etwas: «Je
des Projekt, das mehr Bildungsge-
rechtigkeit verspricht, sollte eine
Aussage darüber treffen, inwie-
fern es auch die schulrelevante
Sprache verbessert. Das ist nun
mal ein elaboriertes Hochdeutsch,
und das lernt man nicht einfach so
auf dem Pausenplatz», sagt sie, die
auch im Ausländerinnenbeirat der
Stadt Zürich aktiv ist. Und hätte
eine Software ihre Tochter zuge-

teilt, so hätte sie das nicht goutiert,
wie sie betont: «Mein Kind ist kein
sozialer Beitrag.»

Was sagen Bildungsexpertin-
nen zur Kritik aus Elternkreisen?
Sozialer Mix oder bessere Kennt-
nis des Hochdeutschen?

«Die Forschungsliteratur ist sich
für einmal relativ einig, dass eine
soziale Durchmischung für die
Chancengerechtigkeit entscheiden-
der ist als mehr Ressourcen für be-
nachteiligte Kinder», sagt der Bil-
dungsökonom Stefan Wolter von
der Universität Bern. Klar sei, dass
die Trennung von Kindern unter-
schiedlicher Schichten eine der
Hauptursachen für unterdurch-
schnittliche Leistungen benachtei-
ligter Schülerinnen und Schüler
sei. «Und dass, solange man nicht
eine bessere Durchmischung er-
reicht, auch wenig gemacht wer-
den kann für diese Schüler.» Wes-
halb er Dlabacs Vorstoss begrüsst.

Freie Schulwahl
statt Algorithmus?

Soziologin Benita Combet von der
Universität Zürich sieht es ähnlich:
«Eine bessere Durchmischung ist
durchaus sinnvoll, wenn man die
schulischen Leistungen aller Kin-
der erhöhen will.» Dabei profitie-
ren die bildungsfernen Kinder am
meisten. «Ob dies auch die Chan-
cengerechtigkeit erhöht, würde ich
vermuten», sagt sie – wegen der
sogenannten Peer-Effekte: etwa
weil für Kinder aus ärmeren
Schichten durch Kontakt mit pri-
vilegierten Kids plötzlich das Gym-
nasium eine Option wird.

Während Combet «den Einsatz
einer Software für die optimale Mi-
schung für berechtigt» hält, be-
zweifelt Wolter indes, dass ein Al-
gorithmus die komplexen Peer-Ef-
fekte abbilden und eine richtige
Mixtur gewährleisten kann. Er plä-
diert stattdessen für die freie Schul-
wahl. Dann würden privilegierte
Familien im Quartier bleiben, statt
wegen der Schule wegzuziehen.
Dadurch bleibe das Quartier
durchmischt, sagt er.

Elternwehren sich gegen Schul-Algorithmus
Bald könnte eine Software über die Zusammensetzung von Klassen bestimmen. Dagegen regt sichWiderstand

UmeinesozioökonomischeDurch-
mischung inSchulen zuerreichen,
verwendet der vom Zentrum für
Demokratie Aarau entwickelte Al-
gorithmussozialeKriterien: Fremd-
sprachigkeit, Haushaltseinkom-
menunddieKompetenzenderKin-
der. Letztere entsprechender Be-
urteilung der Kindergarten-Lehr-
person bei Übertritt in die 1. Pri-
marschulklasse. Weiterhin sollen
auch die Geschlechter ausgewo-
gen verteilt sein und die Schul-
hauskapazitäten nicht überschrit-
ten werden. Überdies wird der Al-
gorithmus auch mit Verkehrsda-
tengefüttert. Dannberechnet das
Programm, wie die Schülerinnen
und Schüler für eine optimale
Durchmischung verteilt werden
müsstenundschlägt andenGren-
zen der Einzugsgebiete strassen-
weise Umteilungen vor. (luc)

Der Algorithmus

«Hochdeutsch lernt man nicht
einfach so auf dem Pausenplatz»
Marianne Charaf, Mutter und imVorstand
des Ausländerinnenbeirats Stadt Zürich

Welche Schule
darfs denn sein?
Schülerinnen
und Schüler in
Zürich nach den
Sommerferien
Fotos: Urs Jaudas, Keystone


